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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für Dezember 2024
Bei zahlreichen Gesetzgebungsverfahren 
geht es in die entscheidende Phase. 

So hat der Bundestag am 18.10.2024 das 
umfangreiche Jahressteuergesetz 2024 
beschlossen. 

Das Gesetz bedarf aber noch der  
Zustimmung des Bundesrats, die am 
22.11.2024 (nach Redaktionsschluss) 
erteilt werden könnte.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen:

Ebenfalls am 22.11.2024 steht das Gesetz 
zur steuerlichen Freistellung des Existenz­
minimums 2024 beim Bundesrat auf der 
Tagesordnung. Bei einer zu erwartenden 
Zustimmung werden der Grundfreibetrag 
und der Kinderfreibetrag rückwirkend ab 
1.1.2024 angehoben.

Bereits im Bundesgesetzblatt verkündet 
wurde das Vierte Bürokratieentlastungs­
gesetz. Aus steuerlicher Sicht hervor­
zuheben ist die verkürzte Aufbewahrungs­
frist für Buchungsbelege.

Für nach 2024 ausgeführte Umsätze gilt  
bei Umsätzen zwischen inländischen Unter- 
nehmern die elektronische Rechnung.

Das Bundesfinanzministerium hat hier- 
zu nun ein Anwendungsschreiben ver- 
öffentlicht.

Diese und weitere interessante  
Informationen finden Sie in  
der Ausgabe für Dezember 2024. 

Viel Spaß beim Lesen!

TOP Steuerberater 2024
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle­
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 24/2024 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

An
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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Jahressteuergesetz (JStG) 2024 mit umfangreichen Neuregelungen
Am 18.10.2024 hat der Bundestag in 2. und 
3. Lesung den durch den Finanzausschuss 
(umfangreich) geänderten Gesetzentwurf 
für ein JStG 2024 beschlossen. 

Das Gesetz bedarf noch der Zustimmung 
des Bundesrats, die am 22.11.2024 (nach 
Redaktionsschluss) erteilt werden könnte.

Nachfolgend werden wichtige Neuerungen 
bei der Einkommen- und Umsatzsteuer 
vorgestellt.

Einkommensteuergesetz (EStG)

Mobilitätsbudgets: Zunächst ist darauf 
hinzuweisen, dass die geplante Erweiterung 
der bisherigen Pauschalbesteuerungsvor­
schriften um Möglichkeiten zur Nutzung 
moderner Fortbewegungsmöglichkeiten 
(wie z. B. E-Scooter, Sharing-Angebote  
und Fahrtdienstleistungen) nun doch nicht 
umgesetzt wird.

Steuerbefreiung für kleine  
Photovoltaikanlagen (§ 3 Nr. 72 EStG)

Die für die Anwendung der Steuerbefreiung 
zulässige Bruttoleistung laut Marktstamm­
datenregister soll von 15 kW (peak) auf  
30 kW (peak) je Wohn- oder Gewerbeeinheit 
erhöht werden. Durch die Änderung soll 
weiter klargestellt werden, dass auch bei 
Gebäuden mit mehreren Gewerbeeinheiten 
(aber ohne Wohneinheiten) Photovoltaik- 
anlagen bis zu 30 kW (peak) je Gewerbe- 
einheit begünstigt sind.

Merke: Die Neuregelung soll für Anlagen 
gelten, die nach dem 31.12.2024 ange­
schafft, in Betrieb genommen oder  
erweitert werden.

E-Bilanz

Die Verpflichtung zur elektronischen Über­
mittlung von Bilanzen sowie Gewinn- und 
Verlustrechnungen (E-Bilanz, § 5b EStG) 
soll auf die zugrunde liegenden Konten­
nachweise, das Anlagenverzeichnis sowie 
die Verzeichnisse nach § 5 Abs. 1 S. 2 EStG 
und § 5a Abs. 4 EStG erstreckt werden.  

Die Übermittlungsverpflichtung für den 
Anlagenspiegel, die sich bislang zum Teil 

aus handelsrechtlichen Regelungen ergibt, 
wird jetzt ausdrücklich in § 5b Abs. 1 EStG 
geregelt. 

Jede für steuerliche Zwecke zu erstellende 
Bilanz ist ebenfalls von der Übermittlungs­
pflicht umfasst. Das gilt auch für den 
Anhang, den Lagebericht, den Prüfungs- 
bericht und die Verzeichnisse nach  
§ 5 Abs. 1 S. 2 und § 5a Abs. 4 EStG.

Anwendung: Die Übermittlungspflicht der 
Kontennachweise gilt für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 31.12.2024 beginnen. Die 
weiteren neuen Übermittlungspflichten 
finden erst für Wirtschaftsjahre Anwen- 
dung, die nach dem 31.12.2027 beginnen.

Beteiligungsidentische Personengesell-
schaften: Buchwertübertragung

§ 6 Abs. 5 EStG ermöglicht unter den dort 
genannten Voraussetzungen eine steuer­
neutrale Überführung bzw. Übertragung  
von Wirtschaftsgütern. Etwaige stille  
Reserven werden somit nicht aufgedeckt.

Das Bundesverfassungsgericht (Beschluss 
vom 28.11.2023, Az. 2 BvL 8/13) hat ent­
schieden, dass § 6 Abs. 5 S. 3 EStG mit  
dem Grundgesetz unvereinbar ist, soweit 
beteiligungsidentische Personengesell­
schaften von Übertragungen von Wirt­
schaftsgütern zum Buchwert ausgeschlos­
sen werden. Dies soll nun die Neuregelung 
in § 6 Abs. 5 S. 3 Nr. 4 EStG ermöglichen.

Anwendung: Soll rückwirkend  
für alle offenen Fälle gelten.

Merke: Auf gemeinsamen Antrag der 
Mitunternehmer zum Zeitpunkt der Über­
tragung soll aus Vertrauensschutzgründen 
für Übertragungen vor dem 12.1.2024  
aber von einer Anwendung des § 6 Abs. 5  
S. 3 Nr. 4 EStG abgesehen werden können  
(§ 52 Abs. 12 EStG).

Bonusleistungen der  
gesetzlichen Krankenkassen

Die von einer gesetzlichen Kranken- 
kasse auf Basis von § 65a SGB V gewährte 
Geldprämie (Bonus) für gesundheitsbe­
wusstes Verhalten kann eine die Sonder­

ausgaben mindernde Beitragserstattung 
darstellen. 

Hierzu hat das Bundesfinanzministerium 
mit Schreiben vom 16.12.2021 eine Ver- 
einfachung geschaffen:

· ��Bonusleistungen bis zur Höhe von  
150 EUR pro versicherte Person stellen 
Leistungen der gesetzlichen Kranken­
versicherung dar und mindern die  
Sonderausgaben nicht.

Beachten Sie: Diese Regelung wurde 
ursprünglich bis Ende 2023 befristet und 
dann für bis zum 31.12.2024 geleistete 
Zahlungen verlängert (BMF-Schreiben  
vom 28.12.2023, Az. IV C 3 - S 2221/20/ 
10012 :005). 

Die Vereinfachungsregelung soll nun  
ab 2025 gesetzlich verstetigt werden.

Kinderbetreuungskosten

Kinderbetreuungskosten können nach  
§ 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG als Sonderausgaben 
steuerlich absetzbar sein. Folgende  
Aspekte sind hier zu beachten:

· ��Abzug von 2/3 der Betreuungsleistungen, 
maximal 4.000 EUR/Jahr (wirksam damit 
6.000 EUR).

· ��Der Abzug ist zulässig für haushalts­
zugehörige Kinder unter 14 Jahren  
(oder Behinderung, Eintritt vor dem  
25. Lebensjahr, Übergangsregel  
27. Lebensjahr).

· ��Grundsätzlich erforderlich:  
Rechnung und Überweisung.

· ��Nicht abziehbar: Kosten für Sachleis­
tungen und die Vermittlung besonderer 
Fähigkeiten (z. B. Musik-, Sprach-,  
Sportunterricht).

Merke: Ab 2025 soll die Abzugsmöglichkeit 
von 2/3 der Aufwendungen auf 80 % der  
Aufwendungen und der Höchstbetrag von 
4.000 EUR je Kind auf 4.800 EUR je Kind 
erhöht werden.
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Grundfreibetrag und Kinderfreibetrag:  
Rückwirkende Erhöhung für 2024
Das Gesetz zur steuerlichen Freistellung 
des Existenzminimums 2024 steht beim 
Bundesrat am 22.11.2024 (nach Redak- 
tionsschluss) auf der Agenda. Bei einer  
zu erwartenden Zustimmung werden der 
Grundfreibetrag von 11.604 EUR auf  
11.784 EUR und der Kinderfreibetrag von 
6.384 EUR auf 6.612 EUR rückwirkend  
ab 1.1.2024 angehoben.

Die höheren Beträge sollen bei der Entgelt­
abrechnung für den Monat Dezember 2024 
anzuwenden sein. 

Eine Rückrechnung der Monate Januar  
bis November soll nicht erforderlich sein.

Beachten Sie: Im Vorgriff auf die gesetzliche 
Erhöhung hat das Bundesfinanzministerium 
mit Schreiben vom 18.10.2024 bereits die

Programmablaufpläne für den Lohnsteuer­
abzug für Dezember 2024 veröffentlicht.

Quelle: Gesetz zur steuerlichen  
Freistellung des Existenzminimums 2024, 
BT-Drs. 20/13397 vom 16.10.2024; 
BMF-Schreiben vom 18.10.2024,  
Az. IV C 5 - S 2361/19/10008 :012,  
unter www.iww.de/s11897
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Verlustverrechnungsbeschränkung  
bei Termingeschäften

Verluste aus Termingeschäften dürfen nur 
mit Gewinnen aus Termingeschäften und 
solchen aus Stillhalterprämien, nicht aber 
mit Gewinnen aus anderen Kapitalanlagen 
ausgeglichen und verrechnet werden.
Darüber hinaus sind der Verlustausgleich 
und die Verlustverrechnung auch der Höhe 
nach auf jährlich 20.000 EUR beschränkt. 
Nicht ausgeglichene Verluste sind in die 
Folgejahre vorzutragen und dort jeweils  
i. H. von 20.000 EUR mit Gewinnen aus 
Termingeschäften oder mit Einkünften  
aus Stillhalterprämien zu verrechnen.

Beachten Sie: Der Bundesfinanzhof 
(7.6.2024, Az. VIII B 113/23) hält diese 
Regelung (§ 20 Abs. 6 S. 5 EStG) für  
nicht mit dem Grundgesetz vereinbar.

Merke: Mit der Streichung des gesonderten 
Verlustverrechnungskreises für Termin­
geschäfte und der betragsmäßigen Be­
schränkung der Verrechenbarkeit von 
Verlusten aus Forderungsausfällen soll  
dem Vereinfachungsaspekt der Abgeltung­
steuer wieder mehr Bedeutung zukommen. 
Gleichzeitig soll den verfassungsrechtlichen 
Bedenken des Bundesfinanzhofs Rechnung 
getragen werden.

Anwendung: Soll grundsätzlich in allen 
offenen Fällen gelten.

Private Veräußerungsgeschäfte

Private Veräußerungsgeschäfte mit Grund­
stücken, bei denen der Zeitraum zwischen 
Anschaffung und Verkauf nicht mehr als 
zehn Jahre beträgt, unterliegen der Be­
steuerung (§ 23 EStG). Ausgenommen  
sind aber Wirtschaftsgüter, die

· ��im Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung ausschließlich zu eigenen 
Wohnzwecken oder

· ��im Jahr der Veräußerung und in den  
beiden vorangegangenen Jahren zu  
eigenen Wohnzwecken genutzt wurden.

Der Bundesfinanzhof (26.9.2023, Az. IX R 
13/22) hatte entgegen der Ansicht der 
Finanzverwaltung Folgendes entschieden: 
Derjenige, der als Beteiligter einer Erben­
gemeinschaft einen Erbanteil an einer 
Erbmasse erwirbt, zu der auch ein Grund­
stück gehört, das er nachfolgend innerhalb 
von zehn Jahren veräußert, löst keinen 
Vorgang nach § 23 EStG aus.

Als Reaktion auf das Urteil des Bundes­
finanzhofs soll in § 23 EStG eine steuer­
zahlerunfreundliche Anpassung vorgenom­
men werden. Hier sollen die Wörter „oder 
Gesamthandsvermögen“ ergänzt werden.

Anwendung: Die Regelung soll in allen 
offenen Fällen greifen.

Abziehbarkeit von Unterhaltsaufwendungen 
(§ 33a Abs. 1 S. 12 EStG)

Ein Abzug von Unterhaltsaufwendungen  
bei Zahlung von Geldzuwendungen wird 
künftig nur durch Banküberweisung an­
erkannt. Bislang werden auch andere 
Zahlungswege zugelassen (z. B. Mitnahme 
von Bargeld bei Familienheimfahrten). 
Nachweiserleichterungen können nach 
allgemeinen Billigkeitsgrundsätzen bei 
Vorliegen besonderer Verhältnisse (bei­
spielsweise im Fall eines Krieges) im 
Wohnsitzstaat der unterhaltenen Person 
aufgrund einer darauf beruhenden Ver­
waltungsregelung gewährt werden.

Anwendung: Soll ab dem Veranlagungs­
zeitraum 2025 gelten.

Haushaltsnahe Dienst-  
und Handwerkerleistungen

Voraussetzung für alle Steuerermäßigungen 
nach § 35a EStG ist der Erhalt einer Rech­
nung und die Zahlung auf das Konto des 
Leistungserbringers. Nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs (12.4.2022, Az. VI R 2/20) 
ging dies aus dem bisherigen Wortlaut des  
§ 35a Abs. 5 S. 3 EStG im Hinblick auf 
Pflege- und Betreuungsleistungen nicht 
eindeutig hervor.

Anwendung: Soll ab dem Veranlagungs­
zeitraum 2025 gelten.

Umsatzsteuergesetz (UStG)

Reform der Kleinunternehmerregelung

Im neuen § 19 Abs. 1 UStG werden von 
inländischen Kleinunternehmern bewirkte 
Umsätze von der Umsatzsteuer befreit.  
Es soll also eine echte Steuerbefreiung 
eingeführt werden (bislang wird bei  
Kleinunternehmern die Umsatzsteuer  
„nicht erhoben“). Voraussetzung für die 
Befreiung ist, dass Umsatzgrenzen ein- 
gehalten werden. 

Diese sollen von 22.000 EUR im voran­
gegangenen Jahr auf 25.000 EUR und  
im laufenden Jahr von 50.000 EUR auf 
100.000 EUR angehoben werden.

Beachten Sie: Bei Überschreiten der 
100.000 EUR-Grenze soll es zu einem 
unterjährigen Wegfall der Kleinunter­
nehmerregelung kommen!

Nimmt der Unternehmer seine gewerb 
liche oder berufliche Tätigkeit auf, soll § 19 
Abs. 1 S. 1 UStG mit der Maßgabe anzu- 
wenden sein, dass der Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr den Betrag von 
25.000 EUR nicht überschreitet. Bereits der 
Umsatz, mit dem die Grenze überschritten 
wird, unterliegt der Regelbesteuerung. 
 Die bis zum Zeitpunkt der Überschreitung 
bewirkten Umsätze sind steuerfrei.

Außerdem soll die Verzichtserklärung  
neu befristet werden (bis zum letzten Tag 
des Monats Februar des zweiten auf den 
Besteuerungszeitraum folgenden Kalender­
jahrs).

Merke: Nach dem JStG 2024 müssen 
Kleinunternehmer (auch über die Über­
gangsregelung nach § 27 Abs. 38 UStG 
hinaus) keine elektronischen Rechnungen 
(E-Rechnungen) ausstellen. Zum Empfang 
von E-Rechnungen müssen sie allerdings  
in der Lage sein.

Neben vielen Anpassungen am bisherigen 
System soll die Kleinunternehmerregelung 
auch erstmalig im EU-Ausland in Anspruch 
genommen werden können. Die Voraus- 
setzungen hierfür regelt § 19 a UStG  
„Besonderes Meldeverfahren für die  
Anwendung der Steuerbefreiung in einem 
anderen Mitgliedstaat.“

Anwendung: Soll ab 1.1.2025 gelten.

Änderungen beim Zeitpunkt des  
Vorsteuerabzugs (§ 15 Abs. 1 UStG)

Unterliegt der Leistungserbringer der 
Ist-Besteuerung, soll der Leistungs­
empfänger den Vorsteuerabzug erst dann 
und insoweit geltend machen können,  
als er eine Zahlung auf eine an ihn aus­
geführte Leistung erbracht hat.

Zum Hintergrund: Die Umsatzsteuer wird 
grundsätzlich nach vereinbarten Entgelten 
(Soll-Besteuerung) berechnet. Unter 
gewissen Voraussetzungen kann die Um­
satzsteuer aber antragsgemäß auch nach 
vereinnahmten Entgelten (Ist-Besteuerung) 
berechnet werden, sodass ein Liquiditäts­
vorteil möglich ist.

Anwendung: Die Neuregelung soll erst- 
mals auf Rechnungen anzuwenden sein,  
die nach dem 31.12.2027 ausgestellt  
werden.

Quelle: Jahressteuergesetz 2024,  
BT-Drs. 20/13419 vom 16.10.2024

Für alle Steuerpflichtigen

[Fortsetzung von Seite 2]
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Quo vadis Steuerfort- 
entwicklungsgesetz?
Ursprünglich sollte das Steuerfortentwick­
lungsgesetz bereits am 18.10.2024 vom 
Bundestag verabschiedet werden. Es wurde 
aber von der Tagesordnung genommen,  
da man sich innerhalb der Koalition nicht 
einigen konnte. Da die Ampel-Regierung 
nun sogar komplett gescheitert ist, ist 
unsicher, welche Maßnahmen wie um- 
gesetzt werden. Daher erfolgt die Bericht- 
erstattung erst, wenn das Gesetz unter  
Dach und Fach ist.

Beachten Sie: Das Steuerfortentwicklungs­
gesetz sieht u. a. Folgendes vor:

· ��Erhöhungen des Grund- und Kinder- 
freibetrags für 2025 und 2026 sowie  
des Kindergelds ab 2025,

· ��Verlängerung der degressiven  
Abschreibung,

· ��Überführung der Steuerklassen III  
und V in das Faktorverfahren.
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Für Unternehmer

Elektronische Rechnungen:  
Bundesfinanzministerium veröffentlicht finales Anwendungsschreiben
Für nach 2024 ausgeführte Umsätze gilt  
die obligatorische elektronische Rechnung  
(kurz E-Rechnung) bei Umsätzen zwischen 
inländischen Unternehmern. 

Bereits im Juni 2024 hatte das Bundes­
finanzministerium ein Anwendungs- 
schreiben im Entwurf veröffentlicht und  
den Verbänden mit der Gelegenheit zur 
Stellungnahme übersandt. Nun liegt das 
finale Schreiben mit 18 Seiten vor.

Allgemeines  
und Übergangsregelungen

Durch das Wachstumschancengesetz  
(BGBl I 2024, Nr. 108) wurden die Regelun­
gen zur Ausstellung von Rechnungen nach  
§ 14 Umsatzsteuergesetz (UStG) für nach 
2024 ausgeführte Umsätze neu gefasst. 
Kernpunkt der Neuregelung: 

Die obligatorische E-Rechnung bei  
Umsätzen zwischen inländischen Unter­
nehmern (inländische B2B-Umsätze).

Beachten Sie: Ausgenommen sind  
Rechnungen über Leistungen, die nach  
§ 4 Nr. 8 bis 29 UStG steuerfrei sind,  
sowie Rechnungen über Kleinbeträge  
bis 250 EUR (§ 33 der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung [UStDV])  
und Fahrausweise (§ 34 UStDV).

Da die Umsetzung einige Zeit beanspruchen 
wird, sind nach den Vorgaben des § 27 UStG 
Übergangsregeln nutzbar: Der allgemeine 
Übergangszeitraum beträgt zwei Jahre 
(Pflicht somit ab 2027). Drei Jahre gelten  
für Unternehmer mit einem Gesamtum- 
satz von bis zu 800.000 EUR im Jahr 2026.

Merke: Hinsichtlich des Empfangs einer 
E-Rechnung gilt allerdings keine Über­
gangsregelung, er ist somit vom 1.1.2025  
an durch den Rechnungsempfänger zu 
gewährleisten. Hierfür reicht es aus, wenn 
der Empfänger ein E-Mail-Postfach zur 
Verfügung stellt.

Dabei ist es nicht erforderlich, dass es sich 
um ein gesondertes E-Mail-Postfach nur für 
den Empfang von E-Rechnungen handelt.

Die Beteiligten können abweichend hiervon 
auch andere zulässige Übermittlungswege 
vereinbaren.

Ausgewählte Aspekte und  
Nachbesserungen zum Entwurf

Das Bundesfinanzministerium widmet  
sich sehr ausführlich der Frage nach  
den zulässigen Formaten. Generell gilt:  
E-Rechnungen können sowohl in einem  
rein strukturierten als auch in einem  
hybriden Format erstellt werden.

Ein zulässiges elektronisches Rechnungs­
format muss vor allem gewährleisten,  
dass die Rechnungsangaben nach §§ 14, 
14a UStG elektronisch übermittelt und 
ausgelesen werden können. Die Verwen­
dung von strukturierten Formaten, die  
der Normenreihe EN 16931 entsprechen,  
ist immer zulässig.

Als Beispiele für zulässige nationale  
elektronische Rechnungsformate nennt  
das Finanzministerium Rechnungen nach 
dem Standard XRechnung und nach dem 
ZUGFeRD-Format ab der Version 2.0.1 
(ausgenommen die Profile MINIMUM und 
BA-SIC-WL). Auch europäische Formate 
sind zulässig, z. B. Factur-X (Frankreich).

Auf welches zulässige elektronische  
Rechnungsformat und welchen zulässigen 
Übermittlungsweg sich die Vertragspar- 
teien einigen, ist zivilrechtlich zwischen 
ihnen zu klären. Für die Übermittlung von 
E-Rechnungen kommen z. B. der Versand 
per E-Mail (Achtung: Eine PDF ist keine 
E-Rechnung), die Bereitstellung der Daten 
mittels einer elektronischen Schnittstelle, 
der gemeinsame Zugriff auf einen zentralen 
Speicherort innerhalb eines Konzernver­
bundes oder die Möglichkeit des Downloads 
über ein Internetportal in Betracht.

Beachten Sie: Der Deutsche Steuerberater­
verband (DStV) begrüßt, dass das Schreiben 
keine unnötigen Beschränkungen der 
Übermittlungswege mehr enthält. So ist 
etwa die noch im Entwurf vorgesehene 
Maßgabe, dass ein USB-Stick kein zu- 
lässiger Weg ist, entfallen.

Darüber hinaus hat der DStV insbesondere 
folgende Anpassungen ausdrücklich positiv 
hervorgehoben:

· ��Vor dem 1.1.2027 ausgestellte Dauer­
rechnungen in Papierform oder als PDF 
behalten ihre Gültigkeit. Sie müssen 
entgegen dem Entwurf erst als E-Rech­
nung ausgestellt werden, wenn sich  
die Rechnungsangaben ändern.

· ��Bis zum Ablauf der Übergangsfristen  
zur Einführung der E-Rechnung können 
Unternehmer ihre Leistungen auch mit 
einer sonstigen Rechnung abrechnen 
(Papier, PDF- oder Worddatei). Muss diese 
Rechnung später korrigiert werden, kann 
dies in dem sonstigen Format erfolgen. 
Eine Pflicht zur Rechnungskorrektur 
mittels E-Rechnung besteht somit nur  
für Leistungen, die ohnehin mittels 
E-Rechnung abzurechnen sind.

Beachten Sie: Nach dem BMF-Schreiben 
betrifft die Pflicht zur Ausstellung von 
E-Rechnungen auch umsatzsteuerliche 
Kleinunternehmer (§ 19 UStG). Durch das 
Jahressteuergesetz 2024 (Zustimmung  
des Bundesrats ist für den 22.11.2024 
anvisiert) soll diese Verpflichtung aber 
aufgehoben werden.

Quelle: BMF-Schreiben vom 15.10.2024,  
Az. III C 2 - S 7287-a/23/10001 :007,  
unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 244405; DStV, Mitteilung vom 
16.10.2024: „Finales BMF-Schreiben  
zur E-Rechnung: auch DStV-Anregungen 
wurden umgesetzt“

Für Unternehmer

Viertes Bürokratieentlastungsgesetz verkündet
Am 29.10.2024 wurde das Vierte Bürokratie­
entlastungsgesetz im Bundesgesetzblatt 
verkündet (BGBl I 2024, Nr. 323). 

Aus steuerlicher Sicht hervorzuheben ist 
sicherlich die verkürzte Aufbewahrungs- 
frist für Buchungsbelege.

Bislang galt eine Aufbewahrungsfrist für 
Buchungsbelege von grundsätzlich zehn 
Jahren. Diese Frist ist nun auf acht Jahre 
verkürzt worden (§ 147 Abs. 3 der Abgaben­
ordnung und § 257 Abs. 4 des Handels­
gesetzbuchs). 

Die Erleichterung gilt grundsätzlich  
bereits dann, wenn am Tag des Inkraft 
tretens des Gesetzes (1.1.2025) die  
bisherige 10-Jahres-Frist noch nicht  
abgelaufen war.

Auch die umsatzsteuerliche Frist zur  
Aufbewahrung von Rechnungen in § 14b 
Abs. 1 S. 1 Umsatzsteuergesetz (UStG) 
wurde an die neue Frist angepasst. 

Die Entlastung gilt grundsätzlich für alle 
Rechnungen, deren Aufbewahrungsfrist  
am 31.12.2024 noch nicht abgelaufen ist.

Ab 2025 werden die Schwellenwerte bei  
den Umsatzsteuer-Voranmeldungen von 
7.500 EUR auf 9.000 EUR angehoben.  
Wird der Schwellenwert nicht überschritten, 
muss die Voranmeldung nur vierteljährlich 
abgegeben werden.

Quelle: Viertes Bürokratieentlastungs­
gesetz, BGBl I 2024, Nr. 323



5

Arbeitsrecht

Ruhestand: Nicht abgebaute Zeitguthaben auf Lebensarbeitszeitkonten:  
keine Relevanz für Versorgungsbezüge
Maßgeblich für die Bestimmung der ruhe­
gehaltfähigen Dienstzeit ist die im Bescheid 
über die Bewilligung von Teilzeitbeschäfti­
gung festgesetzte Teilzeitquote. Verrichtet 
der Beamte über die Teilzeitquote hinaus 
Dienst, um diese Zeit auf einem Lebens­
arbeitszeitkonto – etwa zur Ermöglichung 
der Altersteilzeit – anzusparen, führt dies  
im Fall der Unmöglichkeit der Inanspruch­
nahme der „erdienten“ Freistellung grund­
sätzlich nicht zur versorgungsrechtlichen 
Berücksichtigung. Dies gilt jedenfalls, wenn 
die Unmöglichkeit darauf zurückgeht, dass 
sich der Beamte später freiwillig für ein 
anderes Vorruhestandsmodell entschieden 
hat. So hat es das Bundesverwaltungs­
gericht (BVerwG) entschieden.

Der Kläger stand zuletzt als Postober- 
amtsrat im Dienst der Deutschen Post AG. 
Aufgrund der geplanten Inanspruchnahme 
eines Altersteilzeitmodells wurde dem 
Kläger ab Januar 2017 bis Dezember 2019 

eine Teilzeitbeschäftigung mit einer Arbeits­
zeit von 50% der regelmäßigen wöchentli­
chen Arbeitszeit bewilligt. Im Umfang der 
Arbeitszeit, die der Kläger über die festge­
setzte Teilzeitquote hinaus Dienst leistete, 
erfolgte eine Gutschrift auf einem Lebens­
arbeitszeitkonto mit dem Ziel, das Zeitgut­
haben in einer Freistellungsphase am Ende 
der Altersteilzeit abzubauen. 

Zum Eintritt in die Freistellungsphase kam 
es jedoch nicht, weil der Kläger ab Januar 
2020 mit der Bewilligung eines „Engagierten 
Ruhestands“ ein anderes Vorruhestands­
modell in Anspruch nahm.

Anlässlich der Festsetzung der Versor­
gungsbezüge des Klägers berücksichtigte 
die Beklagte die Dienstzeit von Januar 2017 
bis August 2019 ausgehend von der Teilzeit­
quote in den Teilzeitbewilligungsbescheiden 
nur zur Hälfte. Der hiergegen erhobene 
Widerspruch blieb ebenso wie Klage und 
Berufung ohne Erfolg.

Das BVerwG hat auch die Revision des 
Klägers zurückgewiesen. Ausgangspunkt 
für die Festsetzung der Beamtenversorgung 
ist die durch Verwaltungsakte festgesetzte 
Teilzeitquote. Zeitguthaben auf Lebens­
arbeitszeitkonten, die vorrangig einer 
Freistellung dienen, werden dabei nicht 
berücksichtigt. Einen Anspruch auf Ände­
rung der Teilzeitbewilligungsbescheide  
hat der Kläger nicht.

Das BVerwG hob hervor: Es ist nicht 
schlechthin unerträglich, den Kläger an 
diesen Bescheiden festzuhalten. Der Kläger 
hat in Kenntnis der versorgungsrechtlichen 
Folgen den Wechsel in den sog. „Engagier­
ten Ruhestand“ beantragt. Damit hat er es 
selbst unmöglich gemacht, die „erdiente“ 
Freistellung entsprechend des Zeitgut­
habens auf dem Lebensarbeitszeitkonto  
in Anspruch zu nehmen.

Quelle: BVerwG, Urteil vom 2.5.2024,  
2 C 13.23, PM 25/24
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Gleichbehandlungsgrundsatz: Klage einer Arbeitnehmerin auf höheres Arbeitsentgelt
Das Landesarbeitsgericht (LAG) Baden- 
Württemberg hat der Angestellten eines 
Unternehmens die von ihr unter Berufung 
auf das Entgelttransparenzgesetz (Entg­
TranspG) sowie den Gleichbehandlungs­
grundsatz eingeklagte höhere Vergütung  
für die Jahre 2018 bis 2022 teilweise zu- 
gesprochen.

Das war geschehen

In Teilen erfolgreich war die Klägerin, die  
im streitigen Zeitraum in hälftiger Teilzeit 
auf der dritten Führungsebene des Unter­
nehmens tätig war, im Hinblick auf die 
Gehaltsbestandteile Grundgehalt, Company 
Bonus, „Pension One“-Kapitalbaustein 
sowie virtuelle Aktien nebst Dividenden­
äquivalente. Insgesamt wurden der Klägerin 
von den eingeklagten rund 420.000 Euro 
brutto ca. 130.000 Euro brutto für fünf Jahre 
zugesprochen. Das Arbeitsgericht (AG)  
hatte der Klage in erster Instanz noch in 
weiterem Umfang stattgegeben.

Hintergrund: Nach dem Gesetz zur För­
derung der Entgelttransparenz zwischen 
Frauen und Männern (hier: § 3 Abs. 1 
EntgTranspG) ist bei gleicher oder gleich­
wertiger Arbeit eine unmittelbare oder 
mittelbare Benachteiligung wegen des 
Geschlechts im Hinblick auf sämtliche 
Entgeltbestandteile und Entgeltbedingun­
gen verboten. Zudem ist dieses Verbot in  
§ 7 EntgTranspG niedergelegt, wonach für 
gleiche oder für gleichwertige Arbeit nicht 
wegen des Geschlechts der oder des Be­
schäftigten ein geringeres Entgelt verein­

bart oder gezahlt werden darf als bei einer 
oder einem Beschäftigten des anderen 
Geschlechts. Deshalb sind § 3 Abs. 1 und  
§ 7 EntgTranspG entsprechend den Vorga­
ben europäischen Rechts unter Berücksich­
tigung der Rechtsprechung des Gerichts­
hofs der Europäischen Union (EuGH) 
unionsrechtskonform auszulegen. Zudem 
gebietet der arbeitsrechtliche Gleichbe­
handlungsgrundsatz dem Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer oder Gruppen von Arbeitneh­
mern, die sich in gleicher oder vergleich­
barer Lage befinden, gleich zu behandeln.

Im Fall des LAG lag das individuelle Entgelt 
der Klägerin sowohl unterhalb des Median­
entgelts der weiblichen Vergleichsgruppe 
als auch unterhalb des Medianentgelts der 
männlichen Vergleichsgruppe der dritten 
Führungsebene. Die Klägerin begehrte  
mit ihrer Klage primär die Differenz ihrer 
individuellen Vergütung zum Entgelt eines 
von ihr namentlich benannten männlichen 
Vergleichskollegen bzw. des weltweit best­
bezahlten Kollegen der dritten Führungs­
ebene, hilfsweise die Differenz ihrer indivi­
duellen Vergütung zum Medianentgelt der 
männlichen Vergleichsgruppe.

Gehalt war vergleichsweise niedrig, ...

Das LAG sah indes nur ein hinreichendes 
Indiz für eine geschlechtsbezogene Be­
nachteiligung in Höhe der Differenz des 
männlichen zum weiblichen Medianentgelt. 
Im vorliegenden Fall stand fest, dass die 
Vergütung des zum Vergleich herangezoge­
nen Kollegen oberhalb des Medianentgelts 

der männlichen Vergleichsgruppe und die 
Vergütung der Klägerin zudem unterhalb 
des von der Beklagten konkret bezifferten 
Medianentgelts der weiblichen Vergleichs­
gruppe lag. 

...aber geschlechtsbedingte  
Benachteiligung nicht nachzuweisen

Es bestand jedoch keine hinreichende 
Kausalitätsvermutung dahingehend, dass 
die volle Differenz des individuellen Gehalts 
der Klägerin zum Gehalt des namentlich 
benannten männlichen Kollegen bzw. dem 
Median der männlichen Vergleichsgruppe 
auf einer geschlechtsbedingten Benach­
teiligung beruhte.

Gleichbehandlungsgrundsatz  
auf Durchschnittswert gerichtet

Einen Anspruch auf Anpassung „nach ganz 
oben“ konnte die Klägerin nach Ansicht des 
LAG auch nicht auf den arbeitsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatz stützen. Der 
Gleichbehandlungsgrundsatz sei bei Diffe­
renzierungen innerhalb der begünstigten 
Gruppe auf den Durchschnittswert gerich­
tet. Vorliegend gelang es der Beklagten 
schließlich nicht, eine Rechtfertigung der 
danach verbleibenden Ungleichbehand- 
lung, etwa anhand der Kriterien „Berufs- 
erfahrung“, „Betriebszugehörigkeit“ oder 
„Arbeitsqualität“, konkret darzulegen.

Quelle: LAG Baden-Württemberg,  
Urteil vom 1.10.2024, 2 Sa 14/24,  
PM vom 1.10.2024
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Januar 2025

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.01.2025

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 13.01.2025

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 01/2025 = 29.01.2025

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

10/23 3/24 6/24 10/24
+ 3,0 % + 2,3 % + 2,5 % + 2,0 %

Erbrecht

Testament: Auflösung der Ehe:  
Unwirksamkeit einer Erbeinsetzung
Ist eine Erbeinsetzung in einem mit der 
Erblasserin mehrere Jahre vor ihrer Ehe­
schließung geschlossenen Erbvertrag 
aufgrund der späteren Scheidung unwirk­
sam geworden? Das musste der Bundes­
gerichtshof (BGH) jetzt entscheiden.

Das wurde testamentarisch geregelt

Die Erblasserin und ihr späterer Ehemann 
(E) schlossen am 29.5.1995, noch vor ihrer 
Heirat, einen als „Erbvertrag und Erwerbs­
recht“ bezeichneten notariellen Vertrag.  
Sie setzten sich darin mit wechselseitiger 
Bindungswirkung gegenseitig zu Allein­
erben ein.

Als Erben des Längstlebenden bestimmten 
sie S, den Sohn der Erblasserin und die 
beiden Kinder des E. Ferner vereinbarten 
sie, dass E ein von der Erblasserin zu 
Alleineigentum erworbenes Grundstück 
unter anderem dann zur Hälfte erwerben 
könne, sobald die zwischen ihnen bestehen­
de Lebensgemeinschaft ende, eine etwa 
nachfolgende Ehe zwischen ihnen geschie­
den werde oder im Fall einer Eheschließung 
seit dem Zeitraum des Getrenntlebens  
mehr als drei Monate verstrichen seien. 

Am 16.12.99 schlossen die Erblasserin und 
E die Ehe, die durch Beschluss vom 11.1.21 
rechtskräftig geschieden wurde. Im Zuge 
des Ehescheidungsverfahrens hatten die 
Erblasserin und der E über die Aufhebung 

des Erbvertrags verhandelt. Zu Lebzeiten 
der Erblasserin kam es jedoch nicht zur 
Unterzeichnung einer entsprechenden 
notariellen Urkunde.

Bundesgerichtshof:  
keine Erfolgsaussichten

Das Amtsgericht (AG) hat die für den Antrag 
des E auf Erteilung eines Erbscheins als 
Alleinerbe erforderlichen Tatsachen für 
festgestellt erachtet. Das Oberlandesge- 
richt (OLG) hat die dagegen gerichtete 
Beschwerde des S zurückgewiesen. Zur 
Durchführung der vom OLG zugelassenen 
Rechtsbeschwerde gegen diese Entschei­
dung beantragte S die Gewährung von 
Verfahrenskostenhilfe.

Der BGH hat diesen Antrag mangels hin­
reichender Erfolgsaussicht abgelehnt und 
dies im Wesentlichen wie folgt begründet:  
E sei aufgrund des Erbvertrags vom 
29.5.1995 Alleinerbe der Erblasserin ge­
worden. Die Erblasserin und E hätten sich  
in dem Vertrag wirksam in der nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch (hier: § 2276  
Abs. 1 S. 1 BGB) erforderlichen Form der 
notariellen Beurkundung gegenseitig zu 
alleinigen und unbeschränkten Erben 
eingesetzt. Die Auslegung des Erbvertrags 
durch das Beschwerdegericht, dass diesem 
keine Anhaltspunkte für einen übereinstim­
menden Willen der Vertragsparteien zu 
entnehmen sei, die Einsetzung des E als 

Alleinerbe solle entfallen, wenn die Erb­
lasserin und er später heirateten und die 
Ehe in der Folge wieder geschieden würde, 
halte der Überprüfung durch das Rechts­
beschwerdegericht stand.

Erbeinsetzung wirksam

Die Erbeinsetzung des E sei nicht gemäß  
§ 2077 Abs. 1 oder Abs. 2 i. V. m. § 2279 BGB 
unwirksam. Die direkte Anwendung dieser 
Bestimmungen scheide aus, da zum Zeit­
punkt der Errichtung der Verfügung von 
Todes wegen eine Ehe bzw. ein Verlöbnis 
nicht bestand. § 2077 Abs. 1 S. 1 BGB sei 
jedenfalls dann auch nicht analog anwend­
bar, wenn der Erblasser und der Bedachte 
im Zeitpunkt der Errichtung der letztwilligen 
Verfügung nicht verheiratet oder verlobt 
waren und auch kein hinreichender Bezug 
der Verfügung zu einer späteren Ehe­
schließung vorliege. Auch eine spätere 
Eheschließung rechtfertige nicht grundsätz­
lich den Schluss auf einen auf den Wegfall 
der letztwilligen Verfügung im Scheidungs­
fall gerichteten Willen des Erblassers, der 
seinen nichtehelichen Lebensgefährten 
bedacht hat, jedenfalls dann nicht, wenn – 
wie hier – ein Bezug der Verfügung zur 
Eheschließung fehle.

Quelle: BGH, Urteil vom 22.5.2024,  
IV ZB 26/23, Abruf-Nr. 242153  
unter www.iww.de


